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NZeNZefä SNIS aren, sind indessen heute auf freiem Fuß Der Patriarc ter-erklärte sich 1n einem Vertretern der Zeitung ‚„„Politika” gewährten In
1C6W TCO das Verbot der Priestervereinigungen seitens der katholischen
Bischöfe. Das se1l e1in feindlicher Akt >>  X das Land, eine Verletzung der
Verfassung und der (GGesetze nd Mißbrauch der geistlichen Gewalt. UDie
orthodoxen Priestervereinigungen seien Z W ar auch bisher von den Bischöfen
nıcht gebilligt. {)Das habe aber nicht grundsätzliche, sondern NUTr organısa-
torische Gründe. Die Bischöfe selen für Zusammenarbeit mıt der Regierung.
Er Se1 dem Staat dankbar für die Gehälter un die Pensionen, die dieser
den Geistlichen zahle He rüchte ber Verfolgung un: Störung
des religiösen Lebens selen hne Fundament. W er solche Gerüchte VOeL-

breite, SC1 e1in Feind der Kirche und des Landes. (Daniza Morgenstern,
Chicago 11 Man darf AUuSs solchen Ausführungen des Patriarchen
nıcht schließen, da{fß die SANZC orthodoxe Hierarchie VOTLTr den Kommunisten

kapituliert 1habe.

Zeitbericht
Volksabstimmungeé in der Schweiz Die Jesuitenfrage ın der Schweiz wieder aktuell Frei-
werden VO  — erstarrten Vorstellungen Konnen Kinder wel Sprachen lernen Städtische

Analytische Psychologie un!: Schule Zur Frage der künstlichen Be-Erziehungsberatung
fruchtung Die Philosophie ın Sowjetrußland Sozialreformen 281 N ıl Bekehrungsbe-

WESUN$ ın Ostatrika Borromäusvereın un t.-Michaels-Bund

Dolksabstimmungen ın der Schweiz Viermal bezog das Schweizervolk ım Ver-
laufe des versgäa  N6 Jahres ellung den wirtschaftlichen Liberalismus.

30 arz nahm mıt 433 53833 Ja 24  gg 411 173 Neıin das neuUue Landwirt-
schaftsgesetz a. das die bäuerliche Selbsthilte nachhaltıg ördern will un der
ınländischen Produktıon einen geringen Schutz gegenüber der ausländischen Kon-
kurrenz gewährt, die infolge ıhrer Lohngestaltung viel bıllıger jefern imstande
ist als der einheimische Landwirt. Auch die gerissenste Propaganda der mächtigen
Importherren vermochte das Volk nıcht VOo  — derÜberzeugung abzubringen, da{f ohne
Erhaltung eines leistungsfähigen Bauernstandes dıe Eidgenossenschaft Gefifahr äuft,

Frieden der Degeneratıon un 1m Krıege der Aushungerung anheimzufallen.
Oktober tellte sıch das Schweizervolk schützend VOLT die kleinen und

mittleren Betriebe der abakindustrie und ıhre  S Belegschaften, denen NUuUr durch
ıne Kontingentierung der Rohsto{ffe die Behauptung gegenüber den Monopol-
tendenzen der Großunternehmen ermöglicht werden ann. Diesmal standen den
4928335 ‚Ja NUuUr 2392007 Neıin gegenüber. Das eindeutige Resultat übertraf alle Er-
wartungen der Freunde un Gegner der Vorlage

Am 2 November wurde diese Grundhaltung des Volkes erneut bekräftigt. Der
Bundesbeschluß —  ber dıe Sicherstellung der Brotgetreideversorgung Wäar

NUur VOo  — SanzZ wenigen etzten nhängern des Wirtschaftsliberalismus bekämpft
worden, denen iın Anbetracht der unsicheren Zeıiıten ın ihrer nıcht Sanz
wo WAar. Dennoch hätte nıemand erwartet, dafß der Übertrump{f der Ja 395 502
Stimmen aqausmachen würde. 5833546 Ja 133044 Neın.

Bei dem gleichen Sonntag ZULE Abstimmung vorgelegten Bundesbeschluß
über dıe befristete Weiterführung einer begrenzten Preiskontrolle betrug dıe —

nehmende Mehrheıt bei 4&?9 461 Ja un 209 83? Neın noch 199072 Stimmen.
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Daß das Schweizervolk sıch hbe1ı aller Abkehr VOo  — liberalen Auffassungen keines-
W€eESS weiıt nach Links ängen Jäßt. zeigte siıch dreı bstiımmungstagen des
versSansSche Jahres

Am arz verwartf dıe Aktivbürgerschaft mıiıt 290520 Ne1in 2483318 Ja
ıne Vorlage, welche das bisherige Hotelbauverbot verlängern wollte. Die wıirk-
16 Notwendigkeit dieser staatlichen Fessel konnte VOoO  b Seiten der interessierten
Kreise 1mMm Verlaufe des Abstimmungskampfes keineswegs bewıesen werden. Es
andelte sıch offensichtlich ın den ugen eIN1ger Verbandsgewaltigen ıl  = den
bequemsten Weg, das Aufkommen eines gesunden Wettbewerbs auszuschalten.

20. Aprıl bereitete eın opferfrohes Schweizervolk dem kommuniıstischen
Versuch, urce cıe Abschaiffung der msatzsteuer den eidgenössischen Hınanz-
ausha. ın Unordnung bringen und damiıt das Land Tür dıe moskowitische
Unterminierung anfälliger machen, mıt 5292 122 Ne  ın NUur 129943 ‚Ja 1ıne
vernıchtende Abifuhr. Der Bürger verstand instinktıv, daß ıhm ıne derartıge
steuerliche Krleichterung, mıt der geköder werden ollte, 1U ıne kurzfristige
Kreude bescheren würde, weiıl ıh die marxistischen Volksbeglücker, deren TI
ach der aCcC Uurc. dıe Lähmung der Landesverteidigung erleichtert werden
sollte, nachher Sa anders dıe Kandare nähmen als der demokratische Staat,

Die beiıden weıteren eidgenössıschen Abstiımmungen des vErSaNSENE Jahres
scheinen das Lob ügen strafen, das WIT einleitend die Adresse des schwel1-
zerischen Stimmbürgers richteten. Am Julı verwarf das Volk mıt 353 59729 Ne  3801
SeSCH 256 195 Ja den Finanzierungsplan des Parlaments für das 1m Gang heflind-
liche Aufrüstungsprogramm. Am Oktober erfuhr die SoS: Luftschutzvorlage
die das Obligator1um des KEiınbaus VOo  — Schutzräumen iın Altwohnungen festlegen
wollte, mıt 603917 Nein 11063831 Ja ıne noch V1€. schärfere Verurteilung.
Keiner dieser Entscheide bedeutet ber iıne grundsätzliche Ablehnung der An-
strengungen ZUur Verstärkung der Landesverteidigung. Sıe tellen bloß 1Ne
unmiiöverständliche Warnung die Behörden dar, den ogen nıcht über-
SDaNNEN. (Aus der Zeitschrift GLVITAS, Monatsschrift des schweizerischen Stu-
dentenvereıns. Jg., Januar 1953, eft 5} Aloıs Hürlımann, Der Weg
des Volkes.)

Die Jesuitenfrage ın der Schweiz wieder kKtuell Am ebruar 1953 hat dıe
Regierung des Standes Zürich ıne Interpellation beantwortet, die dıe Anfrage
stellte, w as dıe Hegierung die Verletzung des schon beinahe berüchtigten
Artikels 51 der Schweiz. Bundesverfassung tun gedenke, der bestimmt: „Der
Orden der Jesuiten un die ım afifilierten Gesellschaften dürfen iın keinem Teıle
der Schwe1lz Aufnahme finden, un ıst ihren Gliedern jede Wiırksamkeit ın
Kirche und Schule untersagt.“” In einem zweıten Abschnitt des Verfassungsartı-
kels wırd hinzugefügt: „D1ieses Verbot ann durch Bundesbeschluß auch qauf
andere geistliche Orden ausgedehnt werden, deren Wirksamkeit staatsgefährlich
ist oder den Frieden der Konfessionen stör  t“ Dıe Regierung schıildert uu  —_ zunächst
mıt bemerkenswerter Objektivität ründung, Zweck und Geschichte des ÖOrdens,
stellt dabei fest, treitfe nıcht Zı w1e gelegentlich behauptet werde, da die
Gesellschaft Jesu ZUr ekämpfung der Reformatıon gestiftet worden sel, und
legt dann die Interpretation des genannten Artikels dar, W1Ie S16 Urc. Bundesrat
VO.  u Steiger 1m Namen des Schweizerischen Bundesrates beı einer ähnlichen An-
rage iIm Eidgenössischen Parlament 1mM Jahre 19453 gegeben worden WärL. Die
Reglerung stellt sıch auf den Standpunkt, da ß S16 dıe innere Berechtigung dieses
(über 100 Jahre alten!) Ausnahmeartikels nıcht weıter untersuchen, sondern
iın LU anzuwenden habe IS wırd annn aufgezählt, w1e€e se1ıt 1939 mehrere poli-
eiliche Erhebungen durchgeführt wurden, und welche Tätigkeiten der ”0 (zu
9() Prozent schweizerischen) Jesuıiten 1m Kanton Zürich als verboten erachte


